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Heber thierärztliche Kurpfuſcherei. 


Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 

In der politiſchen Adminiſtration iſt die Frage eine controverſe 
ob von einer unbefugten Ausübung der Thierheilkunde die Rede ſein 
könne. 

2 Von einer Seite wird behauptet, es liege in der Natur der 
Sache ſelbſt, daß die Behandlung kranker Thiere nicht beftimmten 
qualificirten Aerzten vorbehalten werden könne. Dem Beſitzer des Thieres 
ſtehe das Recht zu, über ſeine Waare frei zu verfügen und zu dieſem 
ſeinem Verfügungsrechte gehöre ſicherlich auch die Wahl des Arztes oder 
eigentlich derjenigen Perſon, welcher er ſein krankes Thier zur Behand⸗ 
lung anvertraut. Ausgenommen vom freien Verſügungsrechte in dieſer 
Beziehung ſeien nur die Seuchenfälle und insbeſondere ſei durch § 5 
der Normalvorſchrift über Viehſeuchen (Erlaß des Miniſteriums des 
Innern vom 6. December 185, Z. 32.592) nur Hirten und Waſen⸗ 
meiſtern das Kuriren kranker Hausthiere ausdrücklich geſetzlich unterſagt. 
Endlich habe das Miniſterium des Innern bei Erlaſſung von Normativ⸗ 
Beſtimmungen über die Veterinär⸗Jahresberichte unterm 12. Janner 
1878, Z. 1597, bemerkt: „Um den diplomirten Thierärzten einen 
wenigſtens indirecten Schutz gegenüber den Aſterthierärzten und Kur⸗ 
pfuſchern zu gewähren und zur Verbeſſerung ihrer Stellung thunlichſt 
beizutragen, iſt darauf zu ſehen, und das Geeignete zu verfügen, daß 
nur die diplomirten Thierärzte den Titel „Thierarzt“ führen, andere 
Perſonen aber ſich dieſes Titels gegenüber den Behörden oder auf 
Zeugniſſen oder auf Aushängetafeln nicht bedienen“ — woraus folge, 
daß Fälle in denen Beſchlagſchmiede oder andere Laien nebenbei der 


| 
Behandlung von Thieren über Aufforderung der Parteien ſich unter— 


ziehen, kein Gegenſtand einer Klage, beziehungsweiſe einer Strafver⸗ 
handlung fein können. Uebrigens wäre die Erlaſſung eines allgemeinen 
Verbotes der Ausübung der unbefugten Thierheilkunde dermalen ſchon 
aus dem einfachen Grunde unzuläſſig, weil ein ſolches Gefetz ein todter 
Buchſtabe bliebe und die Bevölkerung bei dem notoriſchen Mangel 
qualificirter Thierärzte trotz des Verbotes gezwungen wäre, ſich der 
nicht qualificirten Thierärzte, der ſogenannten Kurpfuſcher zu bedienen. 

Dieſer Anſchauung wird von anderer Seite mit nachſtehender 

Argumentation entgegengetreten: 
| Das Heilen von Thieren erſcheint nach unſeren Einrichtungen 
als ein Befugniß von hiezu eigens ausgebildeten Perſonen. 

Vor Allem muß diesbezüglich der mit der Allerh. Entſchließung 
vom 27. Juni 1871 erfolgten Reorganiſation des Militär⸗Thierarznei⸗ 
Inſtitutes in Wien Erwähnung geſchehen und müſſen die weſentlichen 
Beſtimmungen aus dem Organiſationsſtatute und dem Plane für die 
thierärztlichen Studien, beide vom Jahre 1871, in Betracht genommen 
werden. Der Zweck des Inſtitutes iſt darnach in erſter Linie die Her⸗ 
anbildung von Thierärzten für das Civile und das k. k. Heer, ſo wie 
von Militär⸗Kurſchmieden. Studirende der Veterinärkunde werden in 
der geſammten theoretiſchen und praktiſchen Veterinärkunde herangebildet 
und erhalten nach Vollendung des Studiencurſes von 3 Jahren, (für 
Aerzte und Wundärzte und abſolvirte Militär⸗Kurſchmiede von 2 Jahren) 
und nach Ablegung einer ſtrengen Prüfung ein Diplom als befähigter 
Thierarzt, welches die Berechtigung gibt, in der öſterr.⸗ungar. Monarchie 
die Thierheilkunde in ihrem ganzen Umfange an den ſämmtlichen Haus⸗ 
thieren frei auszuüben und rechtsgiltige thierärztliche Zeugniſſe aus⸗ 
zuſtellen.“) Die Schüler des Curſes für Militär⸗Kurſchmiede erhalten 
nach entjprechender Abſolvirung des zweijährigen Curſes ein Befähigungs⸗ 
zeugniß, ſeinerzeit ein Hufſchmiedgewerbe anzutreten (2) und zu betreiben. **) 

Das Reichskriegsminiſterium Hat ſich vorbehalten, diejenigen 
Militär⸗Kurſchmiede, welche eine längere Zeit im Präſenzſtande fort⸗ 
gedient haben und mit einer guten Conduite aus der Militärdienſt⸗ 
leiſtung treten, den betreffenden Miniſterien zur Geſtattung der Aus⸗ 
übung der pferdeärztlichen Praxis im Civile zu empfehlen. In Folge 

In Staatsminiſterial⸗Erlaſſes vom 28. September 1863, 3. 17.458, 
wird auch dieſen Kurſchmieden „neuen Syſtems“ von der Landesſtelle 
die Conceſſion zur pferdeärztlichen Praxis im Civile au frei gewählten 
Standorten von Fall zu Fall über ihr Einſchreiten ertheilt. Die von 
dem Jahre 1823—1858 abſolvirten Kurſchmiede oder die ſogenannten 


) Der Miniſter des Innern hat unterm 5. October 1877, 3. 14.024, 
im Einvernehmen mit dem Miniſter für Cultus und Unterricht geſtattet, daß die 
an der Budapeſter königl. ungar. veterinärärztlichen Lehranſtalt nach dem 
Studienplane vom Jahre 1875 ausgebildeten und diplomirten Thierärzte, wenn 
ſie ſich auf öſterreichiſchem Gebiete niederlaſſen und hier das Staatsbürgerrecht 
| erwerben, „ihre Praxis dajelbft ungeſtört ausüben können“. 

) Mit Miniſterial⸗Verordnung vom 21. Juni 1874, R. 100 wurde das 
Hufſchmiedgewerbe unter dic conceſſionirten Gewerbe eingereiht. 


Kurſchmiede 
Thierärzte. ) 

Hiemit ſind die Kategorien des veterinärärztlichen Perſonales 
erſchöpft, welchem in Oeſterreich das Recht zur Ausübung einer thier⸗ 
ärztlichen Praxis geſetzlich eingeräumt iſt *), denn die Zeugniſſe, die 
an der mit dem Wiener Thierarznei⸗Inſtitute verbundenen Hufbeſchlags⸗ 
ſchule, an den öffentlichen Civilhufbeſchlagsſchulen (wie in Graz, Laibach 
und Klagenfurt) und an den beſtehenden zehn Militärhufbeſchlags⸗ 
ſchulen **) ertheilt werden, geben eben jo wie die nach der Minifterial- 
verordnung vom 27. Auguſt 1873, R. 140 auszuſtellenden Zengniſſe 
nur die Befähigung zur Ausübung des Hufſchmiedgewerbes, berechtigen 
aber nicht zur Behandlung kranker Pferde, welches Befugniß nicht ein⸗ 
mal den abſolvirten Zöglingen der Huſbeſchlagsſchulen in Graz und 
Laibach zukommt, mit denen doch thierärztliche Lehranſtalten ver⸗ 
bunden ſind. 

In der Anſtalt zu Graz werden nach dem mit der Allerh. Ent⸗ 
ſchließung vom 14 Juli 1834 erlaſſenen Statute den Zöglingen nebſt 
dem Hufbeſchlage faſt alle Gegenſtände, welche ſich der ordentliche 
Thierarzt aneignen muß, theoretiſch vorgetragen und werden ihnen auch 
kliniſche praktiſche Uebungen im Krankenſtalle auferlegt. Bis 1868 
bekam ein Zögling dieſer Anſtalt ein Zeugniß, in welchem der Satz 
enthalten iſt, „daß er in Ermanglung eines Thierarztes und unbeſchadet 
der Rechte desſelben zur Behandlung kranker Thiere befähigt erklärt 
wurde“. Da erfloß der für dieſe Frage ſehr wichtige Erlaß des 
Miniſteriums des Innern vom 20. Februar 1868, 3. 1763, an die 
ſteiermärkiſche Statthalterei, betreffend die Form der, von der land⸗ 
ſchaftlichen Hufbeſchlags-, Lehr⸗ und Thierheilanſtalt in Graz aus⸗ 
zuſtellenden Zeugniſſe: „Die gedachte Landesanſtalt iſt eine Lehr⸗ 
anſtalt nur für den Hufbeſchlag, nicht aber für Thierheilkunde, ſie iſt 
daher bei der Ausſtellung von Zeugnifſen über den Hufbeſchlag an das, in 
dem Allerh. ſanctionirten Lehrplane für Hufbeſchlagsſchmiede vom 30. Juli 
1857, R. G. Bl. pro 1858 Nr. 367) vorgeſchriebene Formulare ge⸗ 
bunden und kann über den Beſuch von Vorleſungen über einzelne Fächer 
der Thierheilkunde nur Frequentations⸗Zeugniſſe nach § 24 des Allerh. 
ſanctionirten Lehrplanes für Thierärzte vom 30. Juli 1857 ausſtellen. 
Die von der erwähnten Anſtalt in Graz dermalen ausgeſtellten Zeug⸗ 
niſſe aber, wie eines für J. T. ausgeſtellt vorliegt, entſprechen obigen 
Beſtimmungen nicht, und könnten das Publicum, die Behör⸗ 
den und die Beſitzer ſolcher Zeugniſſe irre führen, der 
Kurpfuſcherei Vorſchub geben und die diplomirten Thier⸗ 
ärzte und auch die Kurſchmiede in ihren wohlerworbenen 
Rechten beeinträchtigen. Es iſt die entſprechende Modificirung der 
in Rede ſtehenden Zeugniſſe nothwendig und auf dieſelbe nachdrücklichſt 
auf die geeignetſte Weiſe bei dem Laudesausſchuſſe einzuwirken, übrigens 
aber auch dafur Sorge zu tragen, daß von den Behörden auf Grund 
der in der bisherigen Form ausgeſtellten Zeugniſſe Niemand das Recht 
zur Ausübung der thierärztlichen Praxis verliehen werde.“ Die frag⸗ 
lichen Zeugniſſe wurden zuſolge des Landesgeſetzes für Steiermark vom 
27. November 1868, L. G. Bl. Z. 42 dahin geändert, daß der frag⸗ 
liche Paſſus lautet: „Auch hat ſich derſelbe beim theoretiſchen Unter⸗ 
richte in der Thierheilkunde und bei den praktiſchen Uebungen im Thier⸗ 
ſpitale (gut, ſehr gut) verwendet.“ 

Eine ſolche ſcharfe Abgrenzung des thierärztlichen Perſonales nach 
den zurückgelegten Studien kann doch wohl nicht als eine conſequenz⸗ 
loſe Raugeintheilung gelten, ſondern muß vielmehr eine Beſtimmung 
und Abgrenzung des gegenſeitigen Wirkungskreiſes, beziehungsweiſe die 
Hintanhaltung von Uebergriffen bezwecken. Es müſſen daher auch jene 
Perſonen, welche die geforderte Qualification nicht beſitzen, von der Aus⸗ 
übung der hievon abhängig gemachten Praxis gebotenen Falles ausge⸗ 
ſchloſſen werden können. Daß dieſe Anſchauung von jeher die maßgebende 


„alten Syſtems“ genießen dieſelben Rechte 


) Hier ſei noch erwähnt, ar die Verordnungen des Miniſters des 
9. vom 21. März 1873, R. G. Bl. Nr. 97 und 27. Auguſt 1873, 
G. Bl. Nr. 139 die Prüfung der Thierärzte zur Erlangung einer bleibenden 
Stellung im öffentlichen Sanitätsdienſte bei den politiſchen Behörden, die fo⸗ 
Phyſieatsprüfung regeln. 
**) Dieſes Recht haben ſelbſtverſtändlich auch die nach der Allerh. Ent⸗ 
ſchließung. u. 9. Jänner 1848 herangebildeten Magiſter der Thierheilkunde. 
*) Sechs in Heſterreich, vier in Ungarn. en des Miniſteriums 
des Innern vom 22. Februar 1872, R. G. Bl. Nr. 18. 
+) Unterm 12. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. er wurde vom Miniſterium 
ſür Cultus und Untertig im Einvernehmen mit dem Reichs⸗Kriegsminiſterium 
der modifteirte Plan für das thierärztliche Studium kundgemacht. 
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wie die war, kann auch durch den $21 der Inſtruction für die Landes⸗Thier⸗ 


ärzte (Hofkanzlei⸗Verordnung vom 31. October 1819, Z. 34.829) 
erhärtet werden, welcher lautet: „Die Aufſicht über die Art und Weiſe, 
wie und von wem die Thierheilkunſt im Lande ausgeübt wird, muß 
ſich der Landes⸗Thierarzt um ſo angelegener ſein laſſen, je mehr die⸗ 
ſelbe in den Händen der Hirten, Schaafmeiſter, Hufſchmiede, Jäger, 
Abdecker u. ſ. w. zu ſein pflegt. Er iſt verpflichtet, alle ſolche, die er 
unbefugter Weiſe mit der Behandlung kranker Thiere ſich abgeben ſieht, 
bei der Landesſtelle oder dem betreffenden Kreisamte anzuzeigen.“ 

Endlich kann noch ein Fall aus der Praxis mitgetheilt werden, 
in welchem ſich das Miniſterium des Innern endgiltig für die Richtig⸗ 
keit dieſer Anſicht ausgeſprochen hat. Dem P. M., Hufſchmied in St. 
wurde von der Bezirkshauptmannſchaft D. L. unter'm 1. Juli 1877, 
3. 5343, die Ausübung der Thierheilkunde auf Grund des § AO der 
Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10 
(Amtswirkſamkeit der Bezirksämter) § 11 des Geſetzes vom 19. Mai 
1868, R. G. Bl. Nr. 44 (Einrichtung der dermaligen politiſchen Ver⸗ 
waltungsbehörden) und § 2 lit. a des Geſetzes vom 30. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 68 (über die Organiſation des Sanitätsdienſtes) bei 
Vermeidung einer Geldſtrafe von 1— 100 fl. nach der kaiſerl. Verord⸗ 
nung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 (Vollzugsvorſchrift 
88 7 und 11), unterſagt. Insbeſondere hat die Bezirksvertretung, die 
im Intereſſe der Hebung der Viehzucht einen diplomirten Thierarzt mit 
einer Jahresbeſtallung von 300 fl. angeſtellt hatte, auf die endliche 
Abſtellung der ſo verbreiteten und verderblichen thierärztlichen Kurpfu⸗ 
ſcherei gedrungen. Als P. M. dennoch die pferdeärztliche Praxis aus⸗ 
übte, wurde am 25. September 1877 vom Bezirkshauptmanne über 
ihn eine Strafe von 10 fl. verhängt. Ueber Recurs des P. M. hat die 
ſteiermärkiſche Statthalterei, in der Erwägung, daß ein Verbot der thier⸗ 
ärztlichen Kurpfuſcherei nicht beſteht, auch die Seuchenvorſchrift vom Jahre 
1859 im $ 5 eine ausnahmsweiſe Beſtimmung nur hinſichtlich der Gemeinde⸗ 
hirten und Abdecker (nämlich ein ausdrückliches geſetzliches Verbot des Kuri⸗ 
rens kranker Hausthiere) enthält und die dem b. h. Verbote zu Grunde geleg⸗ 
ten Geſetze und Verordnungen zum vorliegenden Falle in keiner unmittel⸗ 
baren Beziehung ſtehen, dieſes Verbot daher der geſetzlichen Baſis ent⸗ 
behrt, — dasſelbe, ſowie die darauf fußende Strafverhängung unter'm 
8. November 1877, Z. 15.456, behoben. Gegen dieſe Statthalterei⸗ 
Entſcheidung hat der Bezirksthierarzt F. H. in St. den Miniſterial⸗ 
recurs eingebracht. Das Miniſterium des Innern fand unter'm 14. Juni 
1878, 3. 3294, dieſer Beſchwerde, inſoweit durch die Statthalterei⸗Ent⸗ 
ſcheidung das von der Bezirkshauptmannſchaft ausgeſprochene Verbot der 
Ausübung der thierärztlichen Praxis durch den Hufſchmied P. M. beho⸗ 
ben wurde, aus dem Grunde Folge zu geben, weil die Berechtigung 
zur freien Ausübung der Thierheilkunde nur auf Grund einer ordnungs⸗ 
mäßig abgelegten Prüfung nach Vollendung des vorgeſchriebenen Studien⸗ 
curſes erworben wird und die von der Grazer Hufbeſchlags⸗Lehranſtalt 
ausgeſtellten Zeugniſſe nicht das Recht zur Ausübung der thierärztlichen 
Praxis verleihen, indem ſie nur die Befähigung zur Ausübung des Huf⸗ 
ſchmiedgewerbes beurkunden. In dieſer Beziehung wurde auf den vollen 
Inhalt des Miniſterialerlaſſes vom 20. Februar 1868, 3. 1763, ver⸗ 
wieſen und zugleich 8 21 der mit dem Hofdeerete vom 31. October 
1819, 3. 34.829, erlaſſenen Inſtruction für die Landesthierärzte in 
Erinnerung gebracht. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unzuläſſigkeit der Androhung der Strafe der zeitweiligen oder 

gänzlichen Ausſchließung vom Marktbeſuche in einer gemeindlichen 

Marktordnung als über den ne gemeindlicher Straf⸗ 
androhung hinausgehend. 


Die n.⸗6. Statthalterei hat die Streichung des nachſtehenden 
Paſſus im § 10 der Marktordnung der Gemeinde H. verfügt: „und 
kann auch die zeitweilige oder gänzliche Ausſchließung des Marktbeſuches 
über ſolche Perſonen verhängt werden, welche wegen derſelben Ueber⸗ 
tretung der Marktordnung wiederholt beſtraft wurden. Die Ausſchließung 
verhängt der Marktcommiſſär und im Recurswege das Bürgermeiſteramt.“ 

Der Grund, warum die Eliminirung dieſes Paſſus aufge⸗ 
tragen wurde, war der, weil nach der Anſicht der Statthalterei dieſe 


Beſtimmung mit den Beſtimmungen der 88 35 und 57 letztes alin. der 
Gemeindeordnung für Nieder-Oeſterreich vom 31. März 1864 (L. G. 
Bl. Nr. 5), wornach die Gemeinde in Handhabung des ortspolizeilichen 
Wirkungskreiſes keine anderen Strafen, als Geld- eventuell Arreſtſtraſen 
androhen und verhängen kann, unvereinbar ſei. 

Dagegen hat die Gemeinde H. eine Vorſtellung beim k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern eingebracht, welche Behörde ddo. 7. Auguſt 1878, 
3. 7538, in folgender Weiſe entſchied: 

„Das k. k. Miniſterinm des Innern findet nach gepflogenem 
Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium der Beſchwerde der 
Gemeinde H. gegen die von der n.⸗ö. Statthalterei mit dem Erlaſſe 
vom 26. November 1877, 3. 36.113, verfügte Abänderung des 8 10 
der Marktordnung für den Victualienmarkt in H. keine Folge zu 
geben, weil die angefochtene Entſcheidung in den Beſtimmungen der 
88 35 und 57 der Gemeindeordnung für Nieder-Oeſterreich ihre Begrün⸗ 
dung findet. 

Es würde jedoch keinem Anſtand unterliegen, in die Marktord⸗ 
nung an Stelle des beanſtändeten Textes die Beſtimmung aufzunehmen, 
daß Perſonen, welche die Ordnung und Ruhe des Marktes ſtören, 
durch den Marktcommiſſär ſofort vom Markte weggewieſen werden 
können, und würde durch dieſe Maßregel, welche nur die Aufrecht⸗ 
haltung der Ordnung bezweckt, der Intention der Gemeinde wegen 
Aufnahme einer diesfälligen Beſtimmung entſprochen.“ M. 


Zur Entſcheidung über die gegen das k. k. Aerar aus Anlaß 

eines von dem k. k. öſterr. Militär zugefügten Kriegsſchadens 

erhobenen Erſatzanſprüche ſind nicht die Gerichte, ſondern nur 
die politiſchen Behörden berufen. 


Mit Klage de praes. 21. März 1878, Z. 21.421, belangten 
Thereſia G., dann Roſa G. und die Vormundſchaft der minderjährigen 
Kinder der Marie G. das k. k. Aerar auf Zahlung eines Schadenerſatz⸗ 
betrages per 5431 fl. für zwei, dem nunmehr verſtorbenen Angelo G 
gehörige und mit Getreide beladene Schiffe, welche im Kriege zwiſchen 
Oeſterreich und dem ehemaligen Königreiche Sardinien im Jahre 1848 
von dem Pionnier⸗Corps der öſterreichiſchen Armee aus ſtrategiſchen 
Rückſichten in die Etſch verſenkt worden waren. 

Dieſe Klage wurde mit Beſcheid des k. k. Landesgerichtes in Wien 
vom 22. März 1878, 8. 21.421, der k. k. n. ö. Finanzprocuratur 
noe Aerars um die binnen 30 Tagen zu erſtattende Einrede zugeſtellt. 


Dem Recurſe der k. k. n. ö. Finanzprocuratur gegen den landes⸗ 
gerichtlichen Beſcheid, inſofern die Klage angenommen und aufrecht erledigt 
wurde, hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit Erledigung vom 
30. April 1878, 3. 7806, theilweiſe Folge gegeben und in Abände⸗ 
rung des angeſochtenen Beſcheides die Klage den Klägern zur gerichts⸗ 
ordnungsmäßigen Inſtruirung durch Angabe auch der Namen der klagen⸗ 
den Kinder der Marie G., ſowie des Charakters und des Wohnortes 
der Kläger nach Vorſchrift des $ 14 a. G. O., des Hofdecretes vom 
24. October 1791 und des Hoſdecretes vom 21. October 1793, 
Nr. 131 J. G. S., zurückgewieſen; weil einerſeits nach den Angaben der 
Klage die Unzuſtändigkeit dieſer für die Civilgerichte keine offenbare iſt, 
andererſeits aber dieſelbe in den angeführten formellen Richtungen 
mangelhaft eingerichtet erſcheint und daher zur Verbeſſerung dieſer Form⸗ 
gebrechen zurückzuſtellen iſt. 

Dem a. o. Reviſionsrecurſe der k. k. Finanzprocuratur gegen die 
oberlandesgerichtliche Erledigung, inſofern mit derſelben nur die Zurück⸗ 

- ftellung der Klage zur Verbeſſerung, nicht aber die gänzliche Zurück⸗ 
weiſung derſelben verordnet wurde, hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 9. Juli 1878, Z. 7683, in Erwägung, daß 
der Anſpruch der Kläger auf Zahlung von 5431 fl. nach Inhalt der 
Klage auf die Behauptung geſtützt wird, es ſeien während des zwiſchen 
Oeſterreich und dem ehemaligen Königreiche Sardinien ausgebrochenen 
Krieges und zwar in den Tagen vom 26. bis 30. April 1848 durch 

das Pionnier⸗Corps der k. k. öſterreichiſchen Armee aus ſtrategiſchen 

Rückſichten zwei mit Getreide und Türkiſchkorn beladen geweſene, dem 

nunmehr verſtorbenen Angelo G. gehörige Schiffe in den Fluß Etſch 
verſenkt worden, daß demnach die Kläger als Erben des genannten 

Angelo G. wegen eines dem Letzteren angeblich von dem k. k. öſter⸗ 

reichiſchen Militär zugefügten Kriegsſchadens gegen das k. k. Aerar 

einen Erſatzanſpruch ftellen, über ſolche Anſprüche aber nach dem § 1044 


187 
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a. b. G. B., dann der Allerh. Entſchließuug vom 5. April 1816 
(Circular des mailändiſchen Guberniums vom 22. April 1816, Rac- 
colta delle leggi ete., Vol. I., pag. 357), und nach dem an alle 
Landesſtellen ergangenen Hofkanzleidecrete vom 16. April 1821 (Poli⸗ 
tiſche Geſetzesſammlung, 49. Band, S. 115) nicht die Gerichte, ſondern 
nur die politiſchen Behörden zu entſcheiden beruſen ſind und in ſolchen 
Fällen nach $ 48 der Jurisdictionsnorm die Competenz von Amts⸗ 
wegen zu wahren iſt, — ſtattzugeben, den Beſcheid des k. k. Landes⸗ 
gerichtes Wien vom 22. März 1878, Z. 21.421, ſowie die Verord⸗ 
nung des k. k. Oberlandesgerichtes in Wien vom 30. April 1878, 
3. 7806, zu beheben und die Zurückſtellung der Klage wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichte zu verordnen befunden. Ger. H. 


Die hinſichtlich der Namensfertigung mit hebräiſchen Lettern 
maßgebenden Vorſchriften ſind durch das Staatsgrundgeſetz vom 
2 1. December 1867, Nr. 142 N. G. Bl., nicht aufgehoben. 


Fiſchel S. hat mittelſt Giro vom Moſes G. einen traſſirt⸗ 
eigenen Wechſel über 3000 fl. erworben und belangte die minder- 
jährigen Kinder des verſtorbenen Acceptanten Sigismund K. wegen 
Bezahlung des Reſtbetrages von 910 fl. 

Die unteren Inſtanzen haben das Klagebegehren zurückgewieſen: 
weil auf dem Klagewechſel die Unterſchriften des Moſes G. mit hebräi⸗ 
ſchen Buchſtaben vollzogen wurden, und, wenn auch ſein Name auf 
dem Wechſel mit lateiniſchen Lettern geſchrieben war, dieſe Unterſchrift 
doch nicht von ihm herrührt. 

Der oberſte Gerichtshof hat mit der Entſcheidung vom 29. März 
1878, 8. 8600, die außerordentliche Reviſion des Fiſchel S. abge⸗ 
wieſen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Die auf dem Klagewechſel erſichtliche Unterſchrift des Moſes G. 
mit lateiniſcher Schriſt als Ausſteller rührt nicht, was Kläger ſelbſt 
zugeſtanden, von der Hand des Moſes G. her, weil derſelbe der latei⸗ 
niſchen Schrift nicht kundig iſt; dieſe von einer fremden Hand beige⸗ 
ſetzte Unterſchrift des Moſes G. kann alſo nicht berückſichtigt werden, 
weil nicht erwieſen iſt, daß ſelbe mit Beiſtimmung des Moſes G. voll⸗ 
zogen worden ſei. Dagegen könnte die auf dieſem Wechſel erſichtliche 
Unterſchrift des Moſes G. als Ausſteller und Girant mit jüdiſcher 
Schrift nach Hofdecret vom 19. Februar 1846, Nr. 938 J. G. S., 
nur als ein Handzeichen angeſehen werden; ift aber, wie dies der 
Art. 94 W. O. vorſchreibt, weder gerichtlich, noch notariell beglaubigt, 
kann alſo ebenfalls nicht berückſichtigt werden. Die weitere Behauptung 
des Klägers, daß die hinſichtlich der Namensfertigung mit jüdiſcher 
Sprache maßgebenden Vorſchriften der Hofdecrete vom 20. December 
1842, Nr. 663 J. G. S., und vom 19. Februar 1846, Nr. 938 
J. G. S., durch das Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867 auf- 
gehoben worden find, iſt, mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl., 
ganz ungegründet. Dem Klagewechſel fehlt ſomit das weſentliche Erfor⸗ 
derniß des Art. 4, Z. 5 W. O., nämlich die Unterſchrift des Aus⸗ 
ſtellers. Aus dieſer Urkunde entſtand nach Art. 7 W. O. keine wechſel⸗ 
mäßige Verbindlichkeit, und das auf dieſe Urkunde geſetzte Indoſſement 
des Moſes G. hat, ſelbſt wenn deſſen Unterſchrift von ihm herrühren 
würde, keine Wechſelkraſt, weßhalb auch für den Kläger kein Wechſel⸗ 
recht erwachſen iſt. Juriſt. Bl. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 19. Auguſt 1878, 3. 10.421, 

betreffend die Führung der Sterbematriken bezüglich jener Perſonen evangeliſchen 

Glaubensbekenntniſſes, welche auf katholiſchen Friedhöfen ohne Intervention des 
zuſtündigen evaugeliſchen Seelſorgers beerdigt werden. 


Im Anbuge wird der k. k. Statthalterei die Abſchrift einer im Einver⸗ 
nehmen mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht von hieramts gleich⸗ 
zeitig an die nied.⸗öſterr. k. k. Statthalterei ergehenden Anordnung über die 
Führung der Sterbematriken bezüglich jener Perſonen evangeliſchen Glaubens⸗ 
bekenntniſſes, welche auf katholiſchen Friedhöfen ohne Intervention des zuſtändi⸗ 
gen evangeliſchen Seelſorgers beerdigt werden, mit der Aufforderung übermittelt, 
das zur Darnachachtung in vorkommenden Fällen Erforderliche im unterſtehenden 
Verwaltungsgebiete zu veranlaſſen. 
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Abſchrift eines Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern an Nr. 8. Ausgeg. am 19. Jänner. 
die k. k. Statthalterei in Wien, ddo. 19. Auguſt 1878, 3. 10.421. Erlaß der k. k. General-Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 

Ueber den aus Anlaß des vorgekommenen ſpeciellen Falles mit dem 14. Jänner 1878, 3. 14.544 III, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
Berichte vom 1. December 1877, Z. 36.756 von der k. k.. .. . nach ge bahnen, betreffend die Gilt'gkeit der Eiſenbahnfrachtbriefe mit eingedruckten älteren 
pflogener Einvernahme mit dem Wiener fuͤrſterzbiſchöflichen Ordinariate und dem Stempelzeichen. 

k. k. evangeliſchen Oberkirchenrathe geſtellten Antrag, findet das k. k. Miniſterium des Nr. 9. Ausgeg. am 22. Jänner. 

Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 5. Jänner 1878, 3. 38.721 (?) 
anzuordnen, daß in dem Falle, als ein evangefifcher Glaubensgenoſſe augsburgiſcher an die Verwaltungen der im Betriebe ſtehenden öſterreichiſchen Bahnen, betreffend 
oder helvetiſcher Confeſſion, jedoch ohne Intervention feines zuftändi- den Ankauf der Rhexit⸗ und Dynamitfabrik in St Lambrecht durch die Firma 
gen evangeliſchen Seelſorgers auf einem katholiſchen Friedhofe beerdigt Borckenſtein u. Comp. 

wird, der Sterbefall in die bezügliche Matrik der katholiſchen Pfarre des Be⸗ 
gräbnißortes einzutragen, und ein Auszug aus derſelben der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde zur Weiterbeförderung an den evangeliſchen Pfarrer, zu deſſem Sprengel 
der Verſtorbene ſeinem Wohnſitze nach gehört, zu überſenden iſt. 

Zum Zwecke der Vermeidung von doppelten Eintragungen in die Sterbe⸗ 
matrik hat jedoch der evangeliſche Seelſorger auf Grund des ihm zugekommenen 
vorerwähnten Auszuges den Todesfall zwar tu feine Sterbe⸗Matrik, jedoch in 
der Art einzutragen, daß in derfelben ohne Bezeichnung durch eine eigene Reihe⸗ 
zahl auf dem betreffenden Blatte unter der Namensrubrik der Name des 
Beerdigten angeführt, und ohne Ausfüllung der übrigen Rubriken in der „An⸗ 
merkung“ erſichtlich gemacht werde, an welchem Tage der Todesfall eingetreten 
iſt, auf welchem Friedhoſe und an welchem Tage die Beerdigung ſtattgefunden 
hat, und in welcher katholiſchen Pfarre die Eintragung des Sterbefalles in die 
Matrik vorgenommen worden iſt. 

Die k. k. . .. . tird aufgefordert, hiernach das Erforderliche im 
Wege der vorgenannten kirchlichen Oberhörden zu veranlaſſen, und auch die unter⸗ 
ſtehenden politiſchen Behörden hievon entfprechend zu verſtandigen. 

Die Berichtsbeilagen folgen zurück, und wird der k. k. . . . . gleich⸗ 5 4 3 2 
zeitig die ſich vorbehaltene Amtshandlung wegen Aufrechterhaltung der Compe⸗ 0 6 5 Handelsntiniſterinms . = Jänner u 8. 1128, 
tenz des evangeliſchen Seelſorgers zur Eintragung des Sterbefalles in dem vor- an die 1 een im Betriebe befindlicher öͤſterreichiſcher Eiſen⸗ 
gelegenen ſpeciellen Falle, in welchem eine Intervention des zuſtändigen evangelischen e feng Aae jener Züge, mit welchen explodirbare und feuer⸗ 
Seelſorgers ſtattgefunden hat, überlaffen. gefährliche Gegenſtände befördert werden. a 79 64 

Erlaß der k. k. General⸗Juſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
23. Jänner 1878, 3. 1257/ V., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 23. Detober 1878, 3. 10.381, waltungen, betreffend die den Monats⸗Ausweiſen über die Betriebs⸗Ergebniſſe zu 
betreffend die Anordnung, daß Hebammen ſtets eine Carbolſaure-Löſung als] Grunde zu legenden Bahulängen. 
Reinigungs- und Desinfeetionsmittel zu gebrauchen haben. Nr. 15. Ausgeg. am 7. Februar. 
Im Nachhange zur Verordnung vom 25. März 1874, R. G. Bl. Nr. 32, — — — 


Nr. 10. Ausgeg. am 24. Jänner. 
Conceſſion zum Baue eines Sturzgeleiſes von der Prag-Duxerbahn zu 
dem Fabriks⸗Etabliſſement des Max Hergeth in Slichow. H.⸗M. Z. 867. 5. Jänner. 


Nr. 11. Ausgeg. am 26. Jänner. 


Nr. 12. Ansgeg. am 29. Jänner. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 16. Jänner 1878, Z. 38.038 ex 
1877, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Bahnen, betreffend die Anwendung 
abgekürzter Bezeichnungen der Maße und Gewichte. 


Nr. 13. Ausgeg am 31. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 16 Jänner 1878, Z. 170, an 
die Verwaltungen der im Betriebe ſtehenden Bahnen, exeluſive der von ausländi⸗ 
ſchen Verwaltungen betriebenen Bahnſtrecken, betreffend die Mittheilung der Spe⸗ 
eial⸗ und Ausnahme⸗Tarife, welche eventuell auch bei Militärſendungen zur Anwen⸗ 
dung zu gelangen haben. 


Nr. 14. Ausgeg. am 2. Februar. 


mit welcher eine Inſtruction für Hebammen erlaſſen wurde, findet das Miniſterium Nr. 16. Ausgeg. am 9. Februar. 
des Innern zu beſtimmen, daß jede Hebamme nebſt den in 8 3 dieſer Inſtruction Abdruck von Nr. 10 R. G. Bl. 
verzeichneten Inftrumenten und Geräthen jederzeit auch eine Löſung von Carbol⸗ 
Me. beſtehend aus 10 Grammen kryſtalliſirter Carbolſäure in 500 Grammen Nr. 17, 18, 19. Ausgeg. am 12., 13., 16. Februar. 
Waſſer, vorräthig zu halten habe. Mit dieſer Löſung hat ſich jede Hebamme nach ee n 
ſorgfältiger gewöhnlicher Reinigung die Hände zu waſchen, bevor ſie an den Nr. 20. Ausgeg. am 19. Februar. 
Geſchlechtstheilen der Schwangeren, Gebärenden oder Wöchnerinnen Unterſuchungen Abdruck von Nr. 12 R. G. Bl. 
vornimmt oder denſelben örtliche Hilfe leiſtet; ebenſo hat ſie ihre Inſtrumente, Nr. 21. Ausgeg. am 21. Februar. 
Geräthe und insbeſondere die Badeſchwämme nach jedesmaligem Gebrauche ſofort Protokoll, aufgenommen im k. k. Handelsminiſterium am 22. Juli 1877, 
einer gründlichen Reinigung zu unterziehen und hierauf mit der Carbolſäure- über die Bedingungen der Durchführung des Bahnbaues Wien — Aſpang von 
Löſung abzufpülen. Seite der Societe Belge des chemins de fer. 
Den k. k. Bezirksärzten obliegt es, die Apparate der Hebammen gelegentlichen Erlaß des k k. Handelsminiſteriums vom 8. Jänner 1878, Z. 36.662 


Revifionen zu unterziehen, ſich von der guten Inſtandhaltung und der ſorgfältigen ex 1877, an die unterſtehenden Eiſenbahn⸗Verwaltungen, betreffend die den an⸗ 
Reinhaltung derſelben zu überzeugen und die Hebammen anzuweiſen, wie fie die ſpruchsberechtigten Unterofficieren einzuräumende Nachſicht von beſtimmten Studien 


angeordnete Desinfection in zweckentſprechender Weiſe vorzunehmen haben. behufs Bewerbung um Kanzlei⸗, reſpective Manipulations⸗Beamtenſtellen. und noch 
Desgleichen ſind die praktiſchen Aerzte von dieſer Verfügung in Kenntniß mindere Dienſtpoſten. 
zu ſetzen, damit auch ihrerſeits die Hebammen entſprechend unterwieſen und zur (Fortſetzung folgt.) 


Beobachtung dieſer Schutzmaßregel angehalten werden. 
Jeder Hebamme iſt ein Exemplar dieſer Nachtrags⸗Verordnung in der 


5 . | Erledigungen. 
üblichen Landesſprache gegen Empfangsbeſtätigung zuzuſtellen und ebenſo iſt eine „ 


angemeſſene Anzahl von Exemplaren den betreffenden Lehranstalten behufs Be- Gehalt Aan 200 J auchn vie ue Keine N 700 ft 
theilung der diplomirten Hebammen beim Angelobungsacte zur Verfügung zu Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 


ſtellen. der neunten Rangsclafſe, bis 25 November. (Amtsbl. Nr. 268.) 
te u Zehn Poſtaſſiſtenteuſtellen im Bereiche der k. k. Poſtdirection für Wien 
und Umgebung mit je 600 fl. Gehalt und Aetivitätszulage gegen Caution, bis 
N 1 5 rw Mitte December. (Amtsbl. Nr 270.) 
Eentralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſterreichiſch⸗ Bezirkshauptmannſtelle bei den politiſchen Behörden in Krain mit der 


ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 1828. ſiebenten Rangsclaſſe, bis 15. December (Amtsbl. Nr. 271.) 

Nr. 7. Ausgeg. am 17. Jänner. — . ————— — 

Conceſſion zum Baue einer Drahtſeilbahn zur Verbindung der Schacht⸗ R Jierzu als Beilage ein Proſpect von der Buchhandlung 

anlage des Kohlenwerkes „Eintracht“ (vereinigte Mauritzi⸗Zeche bei Wernsdorf) mit | Moriz Perles in Wien (J., Bauernmarkt 11), den wir gefälliger 
der Dux⸗Bodenbacher⸗Bahn. H.⸗M. Z. 37.890 ex December 1877. Beachtung empfehlen. 
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